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Seit bald sieben Jahren regieren in
Wien SPÖ und ÖVP wieder gemein-
sam. Kanzler Faymann und Michael
Spindelegger wollen die Koalition
im Grunde fortsetzen, der ÖVP-Chef
nur lieber als Kanzler. Politik, Seite 6

Wenn Google News und Bild.de
darüber streiten, wie die Zukunft
des Journalismus aussieht, passen
Fragen und Antworten nicht mehr
zusammen. Noch behält jeder auf
seine Art recht. Medien, Seite 39

Im Millionenspiel America’s Cup
hat die Brieftasche von Larry
Ellison die größeren Reserven:
Oracle Team USA gewinnt das
Katamaran-Duell mit den Kiwis
noch 9:8. Sport, Seite 30

Für unsere Art zu leben kommen an-
dere auf – Klima, Umwelt, künftige
Generationen. Wenigstens in ihrem
Dorf wollen die Leute von Tempel-
hof das ändern. Feuilleton, Seite 33

Den Rückgang im Musikgeschäft
spürt auch die Volksmusik. Aber die
Fan-Bindung ist stark. Sonst wären
die Kastelruther Spatzen nicht
schon seit dreißig Jahren so erfolg-
reich. Wirtschaft, Seite 15

Die Partei Alternative für Deutsch-
land möchte nicht in die „rechte
Ecke“ gesteckt werden. Mit Blick auf
einige Mitglieder wie auf ihr Pro-
gramm entgeht sie der Debatte über
ihren Ort wohl nicht. Politik, Seite 5

Zurzeit kommen deutlich mehr jun-
ge Flüchtlinge nach Hessen als zu-
vor. Das Sozialministerium wirft
manchen Städten und Landkreisen
vor, nicht genug von ihnen aufzuneh-
men. Rhein-Main-Zeitung, Seite 45

Mitteilung des Verlags:
Immobilien- und Beteiligungsanzeigen
auf den Seiten 18 sowie 42 bis 44

Abschied von Marcel Reich-Ranicki

Irgendwas mit Medien

Tracht mit Noten

Sieg der Schatulle

D as kann vorkommen: Gerade ist
ein Intercity an der südhessi-

schen Kleinstadt Heppenheim, immer-
hin Heimat des Formel-1-Weltmeis-
ters, gleich an zwei Tagen hintereinan-
der vorbeigerauscht – ohne dort zu
halten, wie es der Fahrplan vorsieht.
Auch das größere Wolfsburg hatte vor
zwei Jahren der ICE dreimal nur zur
Durchfahrt genutzt. Das mögen in
dem Moment nicht alle Fahrgäste
missbilligt haben, aber hier liegt die
Verantwortung recht offen zutage; die
Bahn spricht von menschlichem Ver-
sagen, einem „Trauerspiel“.

Anders war das bisher bei „höherer
Gewalt“. Hier konnte sich der Reisen-
de bei erheblicher Verspätung wegen
eines Unwetters oder eines Streiks
zwar im Einzelfall des Mitgefühls des
Unternehmens gewiss sein, doch ei-
nen Anspruch auf eine Entschädigung
hatte er nicht. Diese Zeiten sind vor-
bei. Der Europäische Gerichtshof hat
nun aus einer EU-Verordnung und äl-
teren völkerrechtlichen Regeln herge-
leitet, dass die Eisenbahnunterneh-
men auch dann nicht von ihrer Pflicht
zur Entschädigung befreit sind, wenn
die Verspätung auf höherer Gewalt be-

ruht. Das ist konsequent, ist jedenfalls
vom europäischen Gesetzgeber so ge-
wollt: Denn die Bahn verspricht als
Gegenleistung für den gezahlten Fahr-
preis die Beförderung in einer be-
stimmten Zeit. Dafür müssen die euro-
päischen Beförderungsunternehmen
nun einen finanziellen Ausgleich in
pauschalierter Form leisten – und dür-
fen sich nicht durch Klauseln aus ihrer
Verantwortung stehlen. Nun kann
man fragen, warum es für Reisende
etwa im Flugverkehr andere Regeln
gibt, eben bei höherer Gewalt die Un-
ternehmen nur zur Betreuung und Be-
herbergung ihrer Kunden verpflichtet
sind. Doch diese verschiedenen Beför-
derungsarten mit anderen Nutzungs-
bedingungen hat die EU, also letztlich
die Mitgliedstaaten, eben unterschied-
lich geregelt.

Die Bahn zeigt sich zufrieden mit
der neuen Rechtssicherheit und lässt
durchblicken, sie sei schon bisher
großzügig verfahren. Dann dürfte es
jedenfalls keinen Grund geben, we-
gen des Luxemburger Urteils die Prei-
se zu erhöhen. Die Kunden können
sich über ihre neuen Ansprüche freu-
en; sie sollten aber bei dem Mode ge-
wordenen Schimpfen auf die Bahn hö-
here Gewalt auch als solche beurtei-
len: Die Bahn kann nichts dafür. An-
ders ist es, wenn sie den Fahrgast
schlicht am Bahnsteig vergisst.

F.A.Z. FRANKFURT, 26. September. In
Teilen des westdeutschen Sports hat es
doch einen Plan für systematisches Do-
ping gegeben. Das geht aus einem Doku-
ment hervor, das dieser Zeitung vorliegt.
Demnach hat der frühere Olympiaarzt
Dr. Armin Klümper aus Freiburg im
Olympiajahr 1976 für Kaderathleten des
Bundes Deutscher Radfahrer (BDR)
einen „Grundplan“ zur Versorgung mit
Vitaminen, aber auch mit Anabolika
geschrieben. (Siehe Sport.)

Trauerfeier – Bundespräsident Joachim Gauck verlässt die
Trauerhalle des Frankfurter Hauptfriedhofs zusammen mit
dem Sohn des berühmten Literaturkritikers, Andrew Ranic-
ki, sowie dessen Frau Ida und der Tochter Carla nach einer
bewegenden Trauerfeier. Gekommen waren Gäste aus dem

ganzen Land, alte Weggefährten wie Hellmuth Karasek und
enge Freunde wie Rachel Salamander, Salomon Korn und
Thomas Gottschalk. In ihren Reden erinnerten sie daran,
welch ein Privileg es war, den Meister der deutschen Litera-
turkritik erlebt zu haben. Seiten 31 und 45   Foto Helmut Fricke
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Plan für systematisches
Doping im Westen

S o wohl fühlen sich die Hessen,
dass sie diesmal womöglich keine

Angst vor Experimenten haben. Mit
der sinnfreien Botschaft „Ja zu Hes-
sen“ und dem Verweis auf eine hohe
Wohlfühlquote im wirtschaftsstärks-
ten Land hat die CDU unter Minister-
präsident Bouffier dreieinhalb Pro-
zentpunkte weniger geholt als die
Kanzlerin: zu wenig, um in Hessen
mit einer in letzter Sekunde wiederbe-
lebten FDP weiterzuregieren.

Doch auch SPD und Grüne haben
wenig Grund zu jubeln. Das schon vor
fünf Jahren verpasste Ziel eines rot-
grünen Politikwechsels wurde aber-
mals klar verfehlt. Zusammen sind
Schwarz und Gelb trotz deutlicher
Stimmenverluste immer noch stärker
als Rot und Grün. Schon zum dritten
Mal, nach 1982 und 2008, gibt es also
„hessische Verhältnisse“: Die Mehr-
heiten sind unklar, die Regierungsbil-
dung ist mehr als kompliziert.

Doch diesmal könnte es für die SPD
besser ausgehen als vor fünf Jahren,
als vier Abgeordnete dem mit einem
Wortbruch verbundenen Links-
schwenk Andrea Ypsilantis nicht folg-
ten. Deren lange Zeit unterschätzter
Zögling Thorsten Schäfer-Gümbel hat
aus dem Debakel von 2008 gelernt
und seither vieles richtig gemacht. Er
hat die Partei befriedet, zerstrittene
Abgeordnete hat er miteinander ver-
söhnt. Den Wortbruch Ypsilantis, der
damals auch sein eigener war, hat der
frühere Nobody der Hessen-SPD als
entscheidenden Fehler benannt und
die Strafe der Wähler dafür 2009 de-
mütig entgegengenommen.

Nun stehen Schäfer-Gümbel und
die SPD trotz aller Anstrengungen,
der Linkspartei den parlamentari-
schen Garaus zu machen, vor demsel-
ben Dilemma wie 2008. Nur mit Hilfe
der sechs Abgeordneten der Linken
kann er sich im Landtag zum Nachfol-
ger Bouffiers wählen lassen. Er wäre
dann abhängig von einem Partner, der
nach wie vor linke Fundamentaloppo-
sition spielt, die Schuldenbremse lö-
sen und Tausende neue Stellen im öf-
fentlichen Dienst schaffen will. Denn
im reichen Hessen sei bei Millionären
und Banken viel zu holen, lautet das
schlichte Finanzierungskonzept der
Linken. Vor der Wahl hatte Schäfer-
Gümbel „formal“ eine Koalition nicht
ausgeschlossen, um nicht in die „Ypsi-
lanti-Falle“ zu tappen. Doch hat er in-
tern und öffentlich klargemacht, dass
er nicht Ministerpräsident von Gna-
den der Linken sein werde, denen er
ja vor der Wahl die Regierungsfähig-
keit abgesprochen hat. Daran werden
er und die SPD in den nächsten Mona-
ten noch erinnert werden.

Anders als Ypsilanti, die ihrem
Nachfolger schon in die Parade fährt,
hat Schäfer-Gümbel den Faktor Zeit
auf seiner Seite. Er kann die Dinge
erst einmal laufenlassen und den Preis
für eine große Koalition mit Bouffiers
CDU hochtreiben. Die abgewählte
schwarz-gelbe Landesregierung ist bis
zum 18. Januar im Amt. Geschäftsfüh-

rend darf sie dann ohne Mehrheit wei-
terregieren, die Gestaltungsmacht hat
sie aber verloren. 2008 verlor Ypsilan-
ti gegenüber Roland Koch in ähnli-
cher Lage die Nerven. Sie ließ sich
auch von den Grünen zum Wortbruch
und einem Abenteuer ohne Plan drän-
gen. SPD und Grüne in Hessen wer-
den diesmal auch nach Berlin schau-
en, wo Sigmar Gabriel und Katrin Gö-
ring-Eckardt vor derselben Frage wie
in Wiesbaden stehen: Wollen sie es als
Juniorpartner der CDU besser ma-
chen als die FDP, oder wollen sie sich
aus dünner rot-grün-roter Oppositi-
onsmehrheit heraus mit ein paar lin-
ken Lieblingsprojekten über die ver-
passten Wahlchancen hinwegtrösten?
Mit dem Risiko, dass im Wahlvolk
Neuwahlstimmung aufkommt, die

zum Einzug der AfD ins Parlament
und zur absoluten Mehrheit der Uni-
on führen könnte.

Beide Optionen, sowohl Schwarz-
Rot als auch Schwarz-Grün, wären für
alle hessischen Parteien ein interes-
santes Experiment, um aus den Schüt-
zengräben zu klettern. Seit drei Jahr-
zehnten stehen sich Schwarz-Gelb
und Rot-Grün unversöhnlich gegen-
über. Debatten im Landtag arten oft
in wüste Redeschlachten aus. Die poli-
tische Konkurrenz wird als Feind be-
trachtet, nicht als Gegner; Animositä-
ten prägen das Klima. So konnten sich
Schäfer-Gümbel und Bouffier bisher
nicht vorstellen, zusammen in einem
Kabinett zu arbeiten. Nur etwas bes-
ser ist das Verhältnis zwischen Bouf-
fier und dem Grünen-Vorsitzenden
Al-Wazir. Doch all diese Befindlichkei-
ten täuschen darüber hinweg, dass die
inhaltlichen Gegensätze selbst bei
wichtigen Themen nicht so groß sind,
wie es im Wahlkampf den Anschein
hatte. SPD und CDU stimmen in der
Verkehrspolitik und beim Ausbau des
Flughafens Frankfurt überein. Bei der
Energiewende eint beide Volkspartei-
en die Sorge um bezahlbare Stromprei-
se für Bürger und Unternehmen.

In der Schulpolitik wären viele El-
tern froh, wenn es endlich einen Schul-
frieden ohne Reformbaustellen gäbe.
Grüne und CDU sind sich beim The-
ma Schule und Wahlfreiheit zwischen
G8 und G9 nahegekommen. Die SPD
hat für die Gymnasien eine Bestands-
garantie abgegeben. In der Haushalts-
politik sind die Grünen wie die CDU
auf Sparkurs. Und die flächendecken-
de Betreuung von Schulkindern be-
rufstätiger Eltern bis in den Nachmit-
tag wollen alle drei Parteien. „Hessen
bleibt locker“ hieß die zweite Bot-
schaft der CDU im Wahlkampf. Mit
SPD oder Grünen könnte Bouffier die-
se Behauptung wahr werden lassen.

mas./sat. BERLIN, 26. September. Noch
vor Sondierungsgesprächen mit SPD und
Grünen sendet die CDU widersprüchliche
Signale in der Steuerpolitik aus. Nachdem
Finanzminister Wolfgang Schäuble und
der stellvertretende Bundesvorsitzende Ar-
min Laschet angedeutet hatten, dass eine
höhere Einkommensteuer kein Tabu sei,
versuchten mehrere CDU-Politiker am
Donnerstag den Eindruck zu korrigieren,
die Partei sei eingeknickt, bevor es über-
haupt zu Gesprächen gekommen sei. Es
wird erwartet, dass die SPD auf einem Par-
teikonvent an diesem Freitagabend in Ber-
lin ihre Führung ermächtigt, mit der Uni-
on Möglichkeiten zur Bildung einer gro-
ßen Koalition zu sondieren.

Der Vorsitzende der Unionsfraktion,
Volker Kauder, sagte dieser Zeitung: „Es

bleibt bei den Aussagen im Wahlpro-
gramm. Wir wollen aus guten Gründen
keine Steuererhöhungen. Die Bundesbür-
ger haben sich bei der Wahl auch klar da-
gegen ausgesprochen. Das ist für uns eine
ganz wichtige Leitlinie.“ Der Parlamenta-
rische Geschäftsführer der Unionsfrak-
tion Michael Grosse-Brömer verwies auf
Steuereinnahmen auf Rekordniveau. Von
600 Milliarden Euro im vergangenen Jahr
werden sie nach der offiziellen Schätzung
bis 2017 auf 700 Milliarden Euro steigen.
Damit gebe es aus Sicht der Union keine
Notwendigkeit für Steuererhöhungen.
Die abwiegelnden Stellungnahmen vom
Donnerstag ändern jedoch nichts daran,
dass die CDU-Zentrale dem Wirtschafts-
rat der CDU geraten hat, sich auf einen
höheren Spitzensteuersatz einzustellen.

Johannes Kahrs, der Sprecher des „See-
heimer Kreises“, der SPD-Rechten, sagte,
wenn es Gespräche mit der Union gebe,
müsse diese einsehen, dass dies „nur mit
Verhandlungen auf Augenhöhe“ gehe. Er
forderte „fifty-fifty“ bei Personen und In-
halten und das Finanzministerium für sei-
ne Partei. „Wenn die eine Partei den Bun-
deskanzler stellt, dann muss die andere
Partei den Finanzminister stellen. An-
sonsten war es das.“ Vor dem Kleinen Par-
teitag, zu dem 250 Funktionäre aus den
Landesverbänden und den Parteibezirken
erwartet werden, war das Willy-Brandt-
Haus darum bemüht, die Erwartungen zu
dämpfen: „Oberste Prämisse ist es, die
Partei zusammenzuhalten“, hieß es aus
der SPD-Zentrale. (Fortsetzung Seite 2;
siehe Seiten 3 und 10.)

Aufnahmestreit

anr. NEW YORK, 26. September. Im Rin-
gen um eine Syrien-Resolution hat sich
Russland durchgesetzt. In New York lie-
ßen nach Informationen dieser Zeitung
die westlichen Vetomächte Amerika,
Frankreich und Großbritannien Kernfor-
derungen fallen, um überhaupt die Verab-
schiedung einer Resolution im Sicherheits-
rat zu ermöglichen. Am Donnerstag tra-
fen die Außenminister Amerikas und
Russlands, John Kerry und Sergej Law-
row, noch einmal zu einer Unterredung zu-
sammen, um letzte Streitpunkte beizule-
gen. Schon nach einem Mittagessen aller
fünf Vetomächte mit UN-Generalsekretär
Ban Ki-moon am Mittwoch, hatte nach
Angaben aus westlichen Delegationen
weitgehend Einigkeit über einen Resoluti-
onsentwurf geherrscht. Der Entwurf sieht

keine automatischen Sanktionen für den
Fall vor, dass Syrien den Zeitplan für die
Vernichtung seiner Chemiewaffen nicht
einhält oder Chemiewaffen einsetzt. Au-
ßerdem setzte Moskau durch, dass die
nach amerikanischer Auffassung erwiese-
ne Schuld des Assad-Regimes an dem mas-
siven Einsatz des Nervengases Sarin vom
21. August in der Resolution nicht festge-
stellt wird. Auch wird der Rat nicht den In-
ternationalen Strafgerichtshof mit der Sa-
che befassen oder die strafrechtliche Ver-
folgung der Verantwortlichen verlangen.
Nicht der Sarin-Angriff, sondern nur der
Einsatz von Chemiewaffen allgemein
wird in dem Entwurf als Bedrohung des
Weltfriedens charakterisiert.

Mit einer Abstimmung im Rat wird frü-
hestens am Wochenende gerechnet. Zu-

nächst muss der Exekutivrat der Organisati-
on für das Verbot von Chemiewaffen
(OPCW) Vorgaben zur Vernichtung der sy-
rischen Chemiewaffen beschließen. Unklar
blieb zunächst, ob die Resolution wenigs-
tens die Möglichkeit erwähnt, dass Syrien
bei Nichterfüllung der Auflagen Sanktio-
nen „nach Kapitel VII der UN-Charta“ dro-
hen. Westliche Regierungen hätten lieber
schon jetzt im Rat die „unmittelbare“ Ver-
hängung von Zwangsmaßnahmen für den
Fall einer Regelverletzung genehmigt. Es
hieß jedoch unter westlichen Diplomaten,
bestenfalls könne man Moskau zu einer For-
mulierung bewegen, nach welcher der Rat
Konsequenzen nach Kapitel VII „erwägt“.
Dies können Wirtschaftssanktionen, aber
auch militärische Maßnahmen sein. (Fort-
setzung und weiterer Bericht Seite 2.)

Heute

anr. NEW YORK, 26. September. Irans
Präsident Hassan Rohani strebt die Beile-
gung des Atomstreits mit dem Westen bis
zum Frühjahr an. Seine Regierung habe ent-
schieden, einen engen Zeitrahmen festzule-
gen, sagte Rohani der „Washington Post“.
Das sei für alle Seiten besser. Iran hoffe auf
eine Lösung binnen drei Monaten, sagte
Rohani. Noch am Donnerstag wollten die
Außenminister der UN-Vetomächte und
Deutschlands mit Irans Außenminister zu-
sammenkommen. (Siehe Seite 6.)

cbu./enn. FRANKFURT/BERLIN, 26.
September. Bahnkunden können künf-
tig auch nach Zugverspätungen wegen
Unwetters oder Suizids darauf po-
chen, zumindest einen Teil ihres Fahr-
preises zurückzuerhalten. Das hat der
Europäische Gerichtshof (EuGH) am
Donnerstag in einem Fall aus Öster-
reich entschieden, der auf alle Bahn-
unternehmen in der Europäischen
Union anwendbar ist (Aktenzeichen
C-509/11). Danach haben Bahnreisen-
de einen Rechtsanspruch auch bei „hö-
herer Gewalt“. Zugverspätungen we-
gen Streiks werden damit von der Er-
stattungspflicht ebenso erfasst. Den
Reisenden müssen nach dem Urteil
mindestens 25 Prozent der Kosten er-
stattet werden, wenn der Zug eine
Stunde später am Ziel eintrifft. Nach
zwei Stunden werden mindestens 50
Prozent fällig. Die Deutsche Bahn si-
cherte zu, man werde die Entschei-
dung unverzüglich ins Werk setzen. Al-
lerdings habe die Bahn sich schon bis-
her kulant verhalten und sich „im Sin-
ne der Kundenorientierung“ eher zu-
rückhaltend auf einen Haftungsaus-
schluss wegen höherer Gewalt beru-
fen. (Siehe Wirtschaft, Seite 11.)

Wenn morgen
schon heute ist

Rohani: Atomstreit in
drei Monaten beilegen

Russland setzt sich bei Syrien-Resolution durch
Westliche Vetomächte lassen Kernforderungen fallen / Giftgaseinsatz wird nicht erwähnt

Politlabor Hessen
Von Thomas Holl

holl. WIESBADEN, 26. September. Die
frühere hessische SPD-Vorsitzende Ypsi-
lanti hält in Hessen eine Tolerierung von
Rot-Grün durch die Linkspartei für mög-
lich. „Denkbar ist eigentlich alles. Wich-
tig ist, dass es eine stabile Regierung gibt.“
Sie riet der SPD im Bund zu einer Annähe-
rung an die Linkspartei. Es sei eine „Ver-
trauensbasis“ nötig, eine „Perspektive,
dass man zusammen regieren kann“, sag-
te sie der Zeitung „Neues Deutschland“.
(Siehe Seite 4 und Rhein-Main-Zeitung.)

Bahn-Erstattung
auch bei
höherer Gewalt

Widersprüchliche Signale der CDU
zu Steuererhöhungen
Kauder: Es bleibt bei Aussagen im Wahlprogramm / SPD: Verhandlungen auf Augenhöhe

Ypsilanti für Annäherung
der SPD an Linkspartei

Schwarz-Gelb ist
abgewählt worden. Wird
das Land jetzt Zeuge
eines Experiments?

Entschädigung
Von Reinhard Müller
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